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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die SGK-SR forderte den Bundesrat mittels einer Motion dazu auf, seine
Datenmanagementpolitik im Gesundheitsbereich zu ändern. Während der
Wintersession 2020 erläuterte Johanna Gapany (fdp, FR) für die Kommission, dass im
Zuge der Covid-19-Krise einige Lücken bezüglich der Verwaltung und Veröffentlichung
von medizinischen Daten hätten festgestellt werden können, die es zu schliessen gelte.
Mit der «Open Government Data»-Strategie 2019–2023 könne die Arbeit des
Datenmanagements, bei welchem es sich um ein unverzichtbares
Entscheidungsinstrument handle, zumindest zu gewissen Teilen erleichtert werden.
Daher strebe man mit der Motion eine zügige Umsetzung dieser Strategie an. Weiter sei
die Vergleichbarkeit von Zahlen wie etwa der Anzahl durchgeführter Tests oder der
Auslastung der Spitäler äusserst zentral, weil diese eine wichtige Grundlage für die
Legitimation von Entscheidungen darstellten. Um diese in Zukunft sicherzustellen, solle
das BAG in Krisenzeiten über eine zentralisierte Datenbank verfügen, die vollständige
und täglich aktualisierte Daten zu materiellen und personellen Ressourcen umfasse.
Dabei müsse auch die Praxis anderer Staaten berücksichtigt werden, da man von
ebendiesen lernen könne. Das Geschäft beinhaltete zudem die Forderung, auf
Grundlage des EpG den Abschluss von internationalen Abkommen über den
Informations- und Datenaustausch im Epidemiefall voranzutreiben. EDI-Vorsteher
Berset hielt fest, es handle sich beim Vorstoss im breiteren Sinne um ein «écho» auf
die beiden Motionen 18.3432 und 18.3433. Aus den gleichen Überlegungen wie von
Gapany dargelegt, begrüsse der Bundesrat den Vorstoss. Das Geschäft wurde in der
Folge stillschweigend angenommen. 1

MOTION
DATUM: 15.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

90 Tage nach Beginn der zweiten Revision beriet der Ständerat in der Sommersession
2021 die dritte Revision des Covid-19-Gesetzes, die jedoch im Vergleich zu den beiden
ersten Revisionen einen deutlich geringeren Umfang aufwies. Hannes Germann (svp, SH)
stellte die Vorlage im Namen der WBK-SR, welche die Vorberatung für die WAK-SR
aufgrund der Sportthematik der Revision übernommen hatte, vor: Hauptsächlich sollen
die Erwerbsausfallentschädigung bis Ende 2021 verlängert und die finanzielle
Obergrenze von A-Fonds-perdu-Beiträgen an Sportclubs aufgehoben werden.
Ansonsten stünden die betroffenen Personen und Klubs ab Ende Juni 2021 ohne
finanzielle Hilfe da – und dies obwohl eine «Rückkehr zur vollständigen Normalität» bis
dahin nicht garantiert werden könne. Die finanziellen Folgen dieser Änderung seien
bescheiden, zumal bisher lediglich ein Drittel der gesprochenen Kredite für
Erwerbsausfallentschädigungen (CHF 3.1 Mrd.) verwendet worden sei und auch die
Ausgaben im Sportbereich noch deutlich unter der bisherigen Schwelle von CHF 115
Mio. lägen. Entsprechend unbestritten seien die Anträge in der Kommission gewesen.
Darüber hinaus habe die Kommission aber noch zusätzliche Anträge aufgenommen, die
in der Kommissionssitzung mehr zu reden gegeben hätten als die bundesrätlichen
Vorschläge. Diese Mehrheitsanträge der Kommission stiessen beim Bundesrat nicht auf
Anklang, er beantragte sie allesamt zur Ablehnung.
Wie vom Kommissionssprecher in Aussicht gestellt, nahm der Ständerat die beiden
Hauptaspekte der Vorlage, die Verlängerung der Erwerbsausfallentschädigung und die
Streichung der Obergrenze für A-Fonds-perdu-Beiträge an Sportclubs, stillschweigend
an und löste die nötigen Ausgabenbremsen. 
Darüber hinaus hatte nun die Kommission beantragt, sämtliche
Kapazitätsbeschränkungen für öffentlich zugängliche Einrichtungen und Betriebe,
Veranstaltungen und private Zusammenkünfte zu streichen, sobald alle impfwilligen
Erwachsenen geimpft sind. Einzig «angemessene Schutzkonzepte» sollen auch dann
noch möglich bleiben. Paul Rechsteiner (sp, SG) entgegnete diesem Antrag als Sprecher
der Kommissionsminderheit, dass der Ständerat auch weiterhin davon absehen solle,
die vom Bundesrat beschlossenen gesundheitlichen Massnahmen zu ändern und somit
in dessen Entscheidungsgewalt gemäss EpG einzugreifen. Bei einer allfälligen
Verschlechterung der Situation, etwa durch eine Virusmutation, könne der Bundesrat
sonst nur mit noch härteren Massnahmen wie einem Lockdown reagieren. Der
Finanzminister pflichtete diesen Argumenten bei und verwies zudem auf die
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zahlreichen unklaren Formulierungen in der Bestimmung (etwa «ausreichend geimpft»
oder «angemessene Schutzkonzepte»). Diese würden dem BAG weiterhin viel Spielraum
für Entscheidungen lassen. Deutlich nahm der Ständerat jedoch die Bestimmung an. 
Auch eine Ausnahmeregelung bezüglich des Covid-19-Zertifikats (GGG-Zertifikat)
strebte die Kommissionsmehrheit an. Bisher seien die individualrechtlichen Folgen für
Personen mit Covid-19-Zertifikat unklar, folglich wolle die Kommissionsmehrheit in
einem neuen Artikel klarstellen, dass Personen mit Impf-, Test- oder
Genesungsnachweis von Zugangsbeschränkungen für öffentlich zugängliche
Einrichtungen und Betriebe sowie Veranstaltungen ausgenommen sind, erläuterte der
Kommissionssprecher. Da diese Personen aus epidemiologischer Sicht keine Gefahr für
die Gesellschaft mehr darstellten, dürften ihre Grundrechte nicht mehr eingeschränkt
werden. Eine Kommissionsminderheit lehnte diese Regelung unter anderem aus Furcht
vor einer Zweiklassengesellschaft ab. Ebenfalls gegen den Willen des Bundesrats nahm
der Ständerat diese Ergänzung des Covid-19-Gesetzes deutlich an. 
Einmal mehr diskutierte der Ständerat auch über 100-prozentige
Kurzarbeitsentschädigungen für Geringverdienende. Diese Ausnahmeregelung war in
der letzten Revision des Covid-19-Gesetzes bis zum 30. Juni 2021 verlängert worden,
eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) beantragte nun eine weitere Verlängerung
bis Ende 2021. Man müsse nun wieder «einen Anreiz bieten, dass man in die
Erwerbstätigkeit zurückkehrt», verteidigte Kommissionssprecher Germann die
ablehnende Position der Kommissionsmehrheit. Mit der aktuellen Regelung bevorzuge
man zudem Personen in Kurzarbeit gegenüber Arbeitslosen. Die
Kommissionsminderheit hingegen argumentiere, dass die Covid-Situation insbesondere
für Personen mit tieferen Einkommen auch weiterhin schwierig sei, so Germann.
Äusserst knapp mit 22 zu 22 Stimmen und Stichentscheid von Ratspräsident Kuprecht
(svp, SZ) lehnte der Ständerat die weitere Verlängerung ab. 
Schliesslich folgte der Ständerat auch dem Antrag seiner Kommission, die
Ausnahmeregelung, wonach Generalversammlungen von Aktiengesellschaften auch
schriftlich oder elektronisch vorgenommen werden dürfen, bis zum Inkrafttreten der
Revision des Aktienrechts oder maximal bis Ende 2023 zu verlängern. 
Einstimmig mit 45 zu 0 Stimmen nahm der Ständerat in der Folge die dritte Revision
des Covid-19-Gesetzes in der Gesamtabstimmung an. 2

Suchtmittel

Anlässlich der Herbstsession 2020 befasste sich der Ständerat erstmals mit einer
Änderung des BetmG, welche Studien zur Cannabisabgabe ermöglichen soll. Johanna
Gapany (fdp, FR) erläuterte ihren Ratskolleginnen und -kollegen die Überlegungen der
SGK-SR. Sie betonte die Wichtigkeit der im Rahmen der Studien gesammelten Daten, da
diese als Grundlage für politische Entscheide und für die Ausarbeitung einer
Suchtstrategie dienten. In die gleiche Richtung argumentierte Maya Graf (gp, BL), die
der Ansicht war, dass «auf wissenschaftlicher Basis Erfahrungen […] im Umgang mit
einem Problem», welches allgemein anerkannt sei, man allerdings nicht unter Kontrolle
habe, gesammelt werden könnten. Eine Minderheit rund um Peter Hegglin (cvp, ZG)
teilte diese Meinung indes nicht. So vertrat Hegglin den Standpunkt, dass Drogen für die
Gesundheit schädlich seien – unabhängig davon, ob sie vom Staat abgegeben würden
oder vom Schwarzmarkt stammten. Die Gesetzesänderung beabsichtige nicht, «die
Leute von Cannabis wegzubringen». Zielführender sei es daher, das Geld in
Präventionsprojekte zu investieren. Er beantragte daher Nichteintreten.
Gesundheitsminister Berset wiederum gab zu bedenken, dass die derzeit betriebene
Repressionspolitik nicht sehr erfolgreich sei, mit der Gesetzesänderung den Behörden
jedoch eine Möglichkeit gegeben werde, das Problem rund um den Cannabiskonsum
besser zu erfassen und bewältigen zu können. Der Nichteintretensantrag wurde mit 31
zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt. In der Detailberatung folgte die kleine
Kammer ihrer vorberatenden Kommission und beschloss, die nationalrätliche
Forderung, dass lediglich Schweizer Bio-Cannabis verwendet werden dürfe, mit einem
«wenn möglich»-Zusatz abzuschwächen. Damit schickte sie das Bundesratsgeschäft
mit einer Differenz an den Nationalrat zurück. 3
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In der Sommersession 2021 war es erneut am Ständerat, die Vorlage zum
Tabakproduktegesetz zu beraten. Dabei galt es, über gut 20 Differenzen zum
Nationalrat zu befinden. Dieser hatte in seiner Behandlung insgesamt weniger
weitreichende Regelungen beschlossen als das Stöckli in seiner ersten Beratung.
Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) erklärte, dass der Mehrheit der SGK-SR der
Jugendschutz und die Ratifizierung des WHO-Übereinkommens ein Anliegen sei. Um
dieses nicht zu gefährden, möchte die Kommission an einigen Artikeln festhalten oder
unterbreite gangbare Kompromisse. Wie sich jedoch im Verlaufe der Behandlung zeigen
sollte, folgte die kleine Kammer mehrfach Minderheits- und Einzelanträgen, welche
weniger weit gehen wollten als die Kommissionsmehrheit. 
Bezüglich Zusammensetzung der Tabakprodukte und ihrer Emissionen sprach sich der
Ständerat mit 26 zu 18 Stimmen für einen Minderheitsantrag Müller (fdp, LU) aus, der
das vom Nationalrat vorgesehene Mentholverbot streichen wollte. Gemäss Müller
bestehen «keine gefestigten wissenschaftlichen Erkenntnisse» zum
Abhängigkeitspotenzial solcher Stoffe. Die Kommissionsmehrheit hätte eine Lösung
vorgesehen, die das Verbot auf Zigaretten und Tabak zum Selbstdrehen beschränkt,
elektronische Zigaretten, erhitzte Tabakprodukte und Snus hingegen von der Regelung
ausgeklammert hätte. Weiter hielt das Stöckli an seinem Beschluss fest, dass nicht der
Bundesrat über die verbotenen Zutaten bestimmen können soll, sondern dass diese im
Gesetzesanhang aufzuführen seien.
Bei der Verpackung wollte die Kommission an der bundesrätlichen und ständerätlichen
Fassung zur Produktinformation, welche auf resp. in der Verpackung enthalten sein soll,
festhalten. Jedoch setzte sich im Rat ein Einzelantrag Français (fdp, VD), welcher wie
die Nationalrätinnen und -räte wollte, dass nur die wichtigsten Informationen auf der
Packung enthalten seien und für den Rest beispielsweise auf eine Internetseite
verwiesen werde, mit 23 zu 21 Stimmen durch. Damit sollte die Notwendigkeit von
grösseren Verpackungen und einer unnötigen Erhöhung des CO2-Fussabdrucks der
Produkte verhindert werden. 
Im Kapitel zur Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring kam der Ständerat dem
Nationalrat weitgehend entgegen. Mit 25 zu 17 Stimmen stimmte er für einen
Einzelantrag Z'graggen (mitte, UR), die gleich wie die grosse Kammer forderte, dass
Werbung in Zeitungen, Zeitschriften und auf Internetseiten, die sich direkt an
Minderjährige richten, untersagt werden solle. Vom Zusatz «die von Minderjährigen
eingesehen werden», wie es die erste ständerätliche Fassung beinhaltet hatte, wurde
abgesehen, da daraus gemäss Z'graggen ein totales Werbeverbot resultieren würde.
Weiter kippte die kleine Kammer das generelle Werbeverbot in Zeitungen,
Zeitschriften, anderen Publikationen und im Internet aus dem Entwurf, indem sie im
entsprechenden Punkt mit 20 zu 20 Stimmen und dem Stichentscheid des
Ratspräsidenten Kuprecht (svp, SZ) dem Nationalrat folgte. Hans Stöcklis (sp, BE)
Warnung, dass dadurch ein Rückzug der Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und
Jugendlichen vor Tabakwerbung» unwahrscheinlich werden dürfte, und
Gesundheitsminister Bersets Bedenken, dass sich eine Ratifizierung des WHO-
Übereinkommens unter diesen Umständen schwierig gestalte, blieben wirkungslos. 
Untersagt werden soll hingegen, wie vom Nationalrat vorgeschlagen, die Werbung auf
von öffentlichem Grund aus einsehbaren Plakaten, in Kinos, in und an öffentlichen
Verkehrsmitteln, in und an Gebäuden mit öffentlichem Zweck und deren Arealen sowie
auf Sportplätzen und bei Sportveranstaltungen. Stillschweigend folgte die kleine
Kammer dem Nationalrat zudem bezüglich Sponsoring durch Tabakfirmen, das nicht nur
bei Veranstaltungen internationaler Natur verboten werden soll, sondern auch, falls die
Veranstaltungen auf Minderjährige abzielten. Die bestehende Differenz zwischen den
zwei Räten bei der Verkaufsförderung konnte indes nicht beseitigt werden. Mit 22 zu 16
Stimmen (bei 1 Enthaltung) hielt das Stöckli an seinem Beschluss fest, dass das
Verkaufsförderungsverbot nicht nur Tabakprodukte zum Rauchen, sondern auch E-
Zigaretten und «Gegenstände, die eine funktionale Einheit mit einem Tabakprodukt
bilden», einschliessen soll. Dass Zigarren und Zigarillos davon ausgenommen werden
sollen, hiess die kleine Kammer hingegen gut. Ferner beharrte der Ständerat auf seiner
Meinung, dass die Kantone über die Kompetenz verfügen sollen, strengere
Werbevorschriften zu erlassen.
Eine weitere Differenz zwischen den beiden Räten bestand im Zusammenhang mit der
Meldepflicht von Ausgaben für Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring. Die
Kommissionsmehrheit schlug einen Mittelweg zwischen der nationalrätlichen Position,
auf eine Meldepflicht gänzlich zu verzichten, und der ursprünglichen ständerätlichen
Fassung, welche nach den einzelnen Bereichen aufgetrennte Meldungen vorsah, vor.
Konkret sollten Unternehmen lediglich zur Nennung eines einzigen Betrages für
Marketingaktivitäten verpflichtet werden. Auch sollte es möglich sein, den Betrag in
aggregierter Form, beispielsweise als Summe einer ganzen Branche, zu melden. Die
Mehrheit des Ständerats liess sich jedoch nicht davon überzeugen und folgte
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stattdessen mit 24 zu 20 Stimmen einer Minderheit Gapany (fdp, FR), welche sich für
die Version des Nationalrates einsetzte. 
Schliesslich kam der Ständerat der Forderung des Nationalrates auf eine Änderung im
Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen, welche das Verwenden von E-Zigaretten
und Tabakprodukten zum Erhitzen in Restaurations- und Hotelbetrieben sowie in
spezialisierten Verkaufsgeschäften in gewissen Zonen erlauben wollte, mit 39 zu 2
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nicht nach. Zudem beschloss das Stöckli auf Antrag seiner
Kommission neu, das Tabakproduktegesetz als indirekten Gegenvorschlag zur
Volksinitiative «Kinder und Jugendliche ohne Tabakwerbung» zu klassifizieren. 4

1) AB SR, 2020, S. 1370
2) AB SR, 2021, S. 408 ff.
3) AB SR, 2020, S. 718 ff.
4) AB SR, 2021, S. 594 ff.
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